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Einleitung

Es scheint klar zu sein: für gerichtliche Auseinandersetzungen zwi‐
schen einer GmbH und ihrem Geschäftsführer sind nicht die Arbeits‐
gerichte, sondern die Landgerichte und dort insbesondere die Kam‐
mern für Handelssachen zuständig. Denn bekanntlich werden vor den
Arbeitsgerichten nur individualrechtliche Streitigkeiten zwischen Ar‐
beitnehmer und Arbeitgeber verhandelt.

Der Geschäftsführer ist aber gesetzlicher Vertreter der GmbH, die
als juristische Person nur durch ihre Organe handlungsfähig ist. Und
aus der Regelung in § 5 Abs. 1 S. 3 ArbGG geht vermeintlich eindeutig
hervor, dass – zumindest im Rahmen des Arbeitsgerichtsgesetzes –
Personen die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrages allein
oder als Mitglied des Vertretungsorgans zur Vertretung der juristi‐
schen Person oder Personengesamtheit berufen sind, nicht als Arbeit‐
nehmer gelten.

Die materiell-rechtliche Einordung des Geschäftsführers als Ar‐
beitnehmer der GmbH ist hingegen eine klassische Kontroverse an der
Schnittstelle zwischen Arbeits- und Gesellschaftsrecht. Die Frage, ob
der Geschäftsführer immer, im Einzelfall oder nie als Arbeitnehmer
seiner GmbH tätig ist, war bereits vielfach Diskussionsgegenstand in
Rechtsprechung und Literatur und mehrfach Untersuchungsgegen‐
stand juristischer Dissertationen.1

Das Problem würde sich vielleicht nicht stellen, wenn dem ehrgei‐
zigen Ziel in Art. 157 Abs. 2 WRV und den nachfolgenden Bemühun‐
gen um Schaffung eines allgemeinen Arbeitsgesetzes nachgekommen

1 Siehe nur: Brachert, Organmitgliedschaft und Arbeitnehmerstatus; Diller, Gesell‐
schafter und Gesellschaftsorgane als Arbeitnehmer; Groß, Das Anstellungsverhältnis
des GmbH-Geschäftsführers im Zivil, Arbeits-, Sozialversicherungs- und Steuer‐
recht; Kuhn, Abgestuftes Arbeitsrecht am Beispiel des abhängigen GmbH-Ge‐
schäftsführers (mit europäischen Bezügen); Namendorf, Der arbeitsrechtliche Status
von GmbH-Geschäftsführern.
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worden wäre.2 Die Begriffe Arbeitsverhältnis, Arbeitnehmer und Ar‐
beitgeber werden in den arbeitsrechtlichen und anderen zivilrechtli‐
chen Gesetzen zwar oft genannt, eine allgemeine gesetzliche Definition
existiert jedoch nicht. So wird der Arbeitnehmerbegriff noch immer
maßgeblich durch Rechtsprechung und Literatur bestimmt.3 Dement‐
sprechend ist die Begriffsbestimmung auch Wandlungen unterworfen.

Aktuell hat das Thema durch mehrere Entscheidungen des EuGH
wieder an Brisanz gewonnen.

Zunächst hat die Entscheidung in der Rechtssache „Danosa“4,
dann in den Rechtssachen „Balkaya“5 und „Holterman Ferho Exploita‐
tie“6 dazu geführt, dass die juristische Literatur unter den Vorzeichen
des Unionsrechts wieder die Frage der Arbeitnehmereigenschaft des
GmbH-Geschäftsführers diskutiert.7

In einer Bestandsaufnahme sollen vorab die Ansichten zur materi‐
ell-rechtlichen Einordnung des GmbH-Geschäftsführers in der höchst‐
richterlichen nationalen Rechtsprechung sowie der Literatur darge‐
stellt und daraufhin die Rechtsprechung des EuGH untersucht werden.
Es wird zu klären sein, auf welche Weise sich die Rechtsprechung des
EuGH zum Arbeitnehmerbegriff und speziell zur Einordnung des
GmbH-Geschäftsführers überhaupt auf das nationale Arbeitsrecht
auswirken.

Anschließend ist zu untersuchen, inwieweit sich eine mögliche
materiell-rechtliche Einordnung des GmbH-Geschäftsführers als Ar‐
beitnehmer – entgegen der vermeintlich eindeutigen Regelung in § 5
Abs. 1 S. 3 ArbGG – überhaupt auf die Rechtswegzulässigkeit auswir‐
ken kann.

2 Zu den einzelnen Anläufen siehe: Richardi in MüHdb ArbR, § 16 Rn. 8 ff.
3 Kurzer Überblick zur historischen Entwicklung des klassischen Arbeitnehmerbe‐

griffs: Diller, Gesellschafter und Gesellschaftsorganen als Arbeitnehmer, S. 98 ff.
4 EuGH 11.11.2010 „Danosa“ - C-232/09, Slg 2010, I-11405-11464.
5 EuGH 09.07.2015 „Balkaya“ - C-229/14, NZA 2015, 861.
6 EuGH 10.09.2015 „Holterman Ferho Exploitatie“ - C-47/14, NZG 2015, 1199.
7 Siehe beispielsweise: Fischer, Die Fremdgeschäftsführerin und andere Organvertre‐

ter auf dem Weg zur Arbeitnehmereigenschaft, NJW 2011, 2329; Forst, GmbH-
Fremdgeschäftsführer als Arbeitnehmer im Sinne des Unionsrechts, EuZW 2015,
664; Kempermann, Der GmbH-Geschäftsführer als Arbeitnehmer, NJW-Spezial
2013, 655.
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Vor diesem Hintergrund stellt sich auch die Frage nach der gene‐
rellen Reichweite des § 5 Abs. 1 S. 3 ArbGG.

Diese Frage stellt sich auch, weil, trotz des scheinbar eindeutigen
Wortlauts in § 5 Abs. 1 S. 3 ArbGG, seit jeher immer wieder Arbeitsge‐
richte über Rechtsstreitigkeiten zwischen Geschäftsführer und GmbH
entscheiden.

Infolgedessen hatte Kitzinger bereits vor einigen Jahren die Ausle‐
gung und den Anwendungsbereich der Regelung in § 5 Abs. 1 S. 3
ArbGG und die diesbezügliche Rechtsprechung des BAG näher unter‐
sucht.8 Jüngste Entscheidungen des BAG und die daraufhin erfolgten
Behauptungen in der Literatur, das BAG habe nunmehr den Rechts‐
weg zu den Arbeitsgerichten für Klagen des Geschäftsführers gegen die
GmbH eröffnet9, erfordern erneut eine Untersuchung der betreffenden
Entscheidungen und deren Auswirkungen.

Die gegenständlichen Zuständigkeitsfragen sind unmittelbare Fol‐
ge der Trennung zwischen Arbeits- und ordentlichen Gerichten. Diese
Trennung mag auf den ersten Blick etwas verwundern. Bekanntlich re‐
gelt das Arbeitsrecht die rechtlichen Beziehungen zwischen Arbeitneh‐
mern und Arbeitgebern und ist als Sonderprivatrecht ein Teil des Zi‐
vilrechts. Dies soll Anlass sein, einleitend der historischen Herkunft
und Sinnhaftigkeit dieser Trennung auf den Grund zu gehen.

8 Kitzinger, Der GmbH-Geschäftsführer zwischen Arbeits- und Gesellschaftsrecht,
S. 21 ff.

9 Siehe beispielsweise die Titel bei: Geck/Fiedler, Alle Wege des Geschäftsführers füh‐
ren zu den Arbeitsgerichten! - Paradigmenwechsel bei der Bestimmung der Rechts‐
wegzuständigkeit, BB 2015, 1077; Lunk, Der GmbH-Geschäftsführer und die Ar‐
beitsgerichtsbarkeit - Das BAG macht den Weg frei!, NJW 2015, 528.
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Einführung und Grundlagen

Die Trennung zwischen Arbeitsgerichten und ordentlichen Gerichten
– „Sondergerichtsgedanke“10

Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen wird auf dem Gebiet der Bundes‐
republik Deutschland durch die Arbeitsgerichte, die Landesarbeitsge‐
richte und das Bundesarbeitsgericht ausgeübt; so bestimmt es § 1
ArbGG.

Im Unterschied zu den zivilrechtlichen Streitigkeiten in Familien‐
sachen, welche durch das FamFG – wie die Arbeitssachen durch das
ArbGG – zwar auch gesonderten prozessrechtlichen Regelungen un‐
terworfen sind, jedoch gemäß § 13 GVG eindeutig vor die ordentli‐
chen Gerichte gehören, hat der Bundesgesetzgeber die Streitigkeiten in
Arbeitssachen der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte entzogen
und einen eigenen speziellen Instanzenzug geschaffen.

Aufgrund dessen stellt sich bei Rechtsstreitigkeiten, welche einen
Bezug zu arbeitsrechtlichen Fragestellungen aufweisen, zunächst im‐
mer die Frage der Zuständigkeit der Arbeitsgerichtsbarkeit.

Anders ist dies beispielsweise in Österreich der Fall: Dort wurde,
im Zuge der Einführung des Bundesgesetzes über die Arbeits-und So‐
zialgerichtsbarkeit vom 7.3.1985 (ASGG), bereits im Jahre 1987 die
Arbeitsgerichtsbarkeit in die ordentliche Gerichtsbarkeit überführt
und damit deren bisherige Eigenständigkeit aufgehoben.11

Im deutschen Recht findet sich die verfassungsrechtliche Grundla‐
ge in Art. 95 Abs. 1 GG wieder. Hiernach errichtet der Bund für die
Gebiete der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der Arbeits-
und der Sozialgerichtsbarkeit als oberste Gerichtshöfe den Bundesge‐
richtshof, das Bundesverwaltungsgericht, den Bundesfinanzhof, das
Bundesarbeitsgericht und das Bundessozialgericht.

Erster Teil: 

I.

10 Wenzel in JZ 1965, 697.
11 Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 307; eingehend: Fink in ZZP Bd. 102 1989, 80.
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Nach allgemeiner Ansicht handelt es sich einerseits um einen Re‐
gelungsauftrag an den Bundesgesetzgeber, andererseits um eine verfas‐
sungsrechtliche Garantie der genannten fünf „Fachgerichtsbarkei‐
ten“.12 Indessen ist umstritten, ob von der verfassungsrechtlichen Ga‐
rantie neben der Bundes- auch die Landesebene umfasst ist.13 Die
wohl herrschende Meinung bejaht zugleich eine Bestandsgarantie für
den entsprechenden Instanzenzug auf Landesebene. Damit wird auch
die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Zusammenlegung von Ar‐
beits- mit ordentlicher Gerichtsbarkeit in den beiden unteren Instan‐
zen verneint, natürlich ohne die Möglichkeit einer Verfassungsände‐
rung zu bestreiten.14 Dieser Streit wird jedoch nur bei Bestreben einer
Zusammenlegung relevant.15

Allgemein anerkannt und vom Bundesverfassungsgericht bestä‐
tigt, ist hingegen die grundsätzliche Gleichrangigkeit, Gleichwertigkeit
und Gleichbedeutsamkeit dieser fünf Fachgerichtsbarkeiten.16

Somit existiert gegenwärtig, zumindest nach einfachgesetzlicher
Regelung, für die Streitigkeiten in Arbeitssachen eine in allen Instan‐
zen eigenständige Gerichtsbarkeit mit einer eigenen Prozessordnung,
dem Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG).

Dieses Grundprinzip ist aber keine Erfindung der Gegenwart. Sei‐
ne Ursprünge gehen bis in das Mittelalter zurück. Im Folgenden wird
in einem kurzen Überblick die geschichtliche Entwicklung der Ar‐
beitsgerichtsbarkeit als eigenständige Fachgerichtsbarkeit dargestellt.

12 Statt aller: Detterbeck in Sachs GG, Art. 95 Rn. 4; Pieroth in Jarass/Pieroth GG,
Art. 95 Rn. 1.

13 Schenkel in DÖV 2011, 481.
14 Zum Streitstand: Detterbeck in Sachs GG, Art. 95 Rn. 6, Fn. 5 m. w. N.; Hanau in

FS Bartenbach, S. 647 ff.
15 Zum aktuellen Stand dieser Debatte sogleich.
16 BVerfG 09.05.1961- 2 BvR 49/60, BVerfGE 12, 326 (noch zu Art. 96 GG a.F.); Det‐

terbeck in Sachs GG, Art. 95 Rn. 11.
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Historische Entwicklung des Gedankens einer
„Sondergerichtsbarkeit“

Die Zunftgerichte im Mittelalter

Überwiegend werden die im Mittelalter, genauer seit Ende des 13.
Jahrhunderts17, entstandenen „Zunftgerichte“ als die Anfänge der Ar‐
beitsgerichtsbarkeit in Deutschland qualifiziert.18 Die Entwicklung
einer eigenen, von den staatlichen Gerichten unabhängigen Zunftsge‐
richtsbarkeit beruhte auf dem grundsätzlichen Selbstverständnis der
Zünfte von einer autonomen Selbstverwaltung innerer Angelegenhei‐
ten.19 So wurden innerhalb der jeweiligen Zünfte Institutionen einge‐
richtet, in denen die Zunftsmitglieder selbst über Streitigkeiten der
Handwerker untereinander sowie über Auseinandersetzungen zwi‐
schen Meistern und Gesellen urteilten. Die bis dahin zuständigen
staatlichen und städtischen Behörden wurden hingegen „mehr oder
minder ausgeschaltet oder doch auf die bloße Aufsicht, Entsendung
von Vertretern oder Berufungsinstanz zurückgedrängt“.20 Trotz unter‐
schiedlichster Ausgestaltung im Einzelnen, hatten doch alle „Zunftge‐
richte“ eines gemein: die Besetzung des Spruchkörpers mit eigenen
Mitgliedern.21

Französische Einflüsse

Nach Ansicht des Gesetzgebers des ersten Arbeitsgerichtsgesetzes22

stammen die „Anfänge einer Arbeitsgerichtsbarkeit im neuzeitlichen
Sinne“ jedoch aus Frankreich, genauer aus der Zeit der Französischen

1.

a)

b)

17 Kaskei, Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 4.
18 RT-Drucks. 3/2065 (11.03.1926), S. 19; Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 2; Dör‐

ner in GK-ArbGG, Einf Rn. 2; Globig, Gerichtsbarkeit als Mittel sozialer Befrie‐
dung, S. 26; Kaskei, Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 4.; Linsenmaier in NZA
2004, 401 (402).

19 Linsenmaier in NZA 2004, 401 (402).
20 Kaskei, Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 4.
21 Globig, Gerichtsbarkeit als Mittel sozialer Befriedung, S. 27.
22 Arbeitsgerichtsgesetz vom 23.12.1926.
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Revolution.23 Als Geburtsort des „Sondergerichtsgedankens“ gilt Ly‐
on.24 In Lyon befand sich zu dieser Zeit das Zentrum der französi‐
schen Seidenindustrie. Bis zum Jahre 1791 hatte dort eine Institution
zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen den Seidenfabrikanten
und ihren Arbeitern existiert, das sogenannte „Tribunal Commun“,25

welches aber durch die „Wirren der Französischen Revolution“ aufge‐
löst worden war.26 Das Bedürfnis nach einer schnellen, günstigen Kon‐
fliktlösung durch ein Entscheidungsgremium mit – im Gegensatz zum
Kenntnisstand der damaligen ordentlichen Gerichte – besonderer
Sachkenntnis hinsichtlich der gewerberechtlichen Zusammenhänge,
bestand allerdings weiterhin.27

So kam es im Jahre 1806 unter Napoleon und auf Bitten der Lyo‐
ner Fabrikantenvertreter zum Erlass eines Gesetzes, welches die Er‐
richtung eines sogenannten „Conseil des prud’hommes“ zunächst in
Lyon und später auch in anderen französischen Städten ermöglichte.28

Nach dem Vorbild des „Tribunal Commun“ war das Gremium mit
Mitgliedern der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerschaft, nämlich „5 Fa‐
brikanten und 4 Werkmeistern“, besetzt.29 Im Gegensatz zur Besetzung
der Spruchkörper der heutigen Arbeitsgerichtsbarkeit, fehlte es – wie
auch in der Zunftgerichtsbarkeit – an einem unparteiischen Vorsitzen‐
den bzw. einem Berufsrichter. Dafür gilt das Verfahren vor dem „Con‐
seil des prud’hommes“ als Geburtsstunde der obligatorischen Gütever‐
handlung in der Arbeitsgerichtsbarkeit, welche heutzutage in § 54
Abs. 1 ArbGG geregelt ist.30 Das Verfahren hatte stets die gütliche Bei‐
legung der Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern
im Sinn und galt zudem als einfach und billig.31 Unter bestimmten
Voraussetzungen konnte nach Scheitern der Güteverhandlung eine Er‐

23 RT-Drucks. 3/2065 (11.03.1926), S. 19; ebenso Prütting in G/M/P ArbGG, Einl
Rn. 6; Leinemann in NZA 1991, 961; Linsenmaier in NZA 2004, 401 (403); Söllner
in FS Deutscher Arbeitsgerichtsverband, S. 1 (3); Wenzel in JZ 1965, 697.

24 Wenzel in JZ 1965, 697.
25 Wenzel in JZ 1965, 697.
26 Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 5.
27 Leinemann in NZA 1991, 961 (961 f.)
28 Globig, Gerichtsbarkeit als Mittel sozialer Befriedung, S. 69 ff.
29 Wenzel in JZ 1965, 697.
30 Wenzel in JZ 1965, 697.
31 Kaskei, Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 4.
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ledigung des Rechtsstreits durch endgültige Entscheidung des Gremi‐
ums erfolgen. Im Übrigen entschieden die sonst zuständigen ordentli‐
chen Gerichte.32 Noch heute bezeichnet der Begriff „Conseil de
prud’hommes“ die 1. Instanz der französischen Arbeitsgerichte.33

Im Zuge der napoleonischen Kriege breiteten sich die „Conseils du
prud’hommes“ unter der deutschen Bezeichnung „Rat der Gewerbe‐
verständigen“ im französisch verwalteten Rheinland aus.34 Diese blie‐
ben über das Ende der französischen Besatzung – sodann als preußi‐
sche Gerichte – hinaus bestehen und dehnten ihre Zuständigkeiten
weiter aus.35

Das Gewerbegerichtsgesetz von 1890

Auf dem Weg zu einer einheitlichen deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit
sind weitere weniger erfolgreiche Versuche zu nennen. So kam es bei‐
spielsweise 1845 zum Erlass der preußischen allgemeinen Gewerbe‐
ordnung36 und einer darauf beruhenden Verordnung37, nach welcher
den Gemeinden die Möglichkeit eingeräumt wurde, kommunale, pari‐
tätisch mit Arbeitnehmer und Arbeitgebern besetzte Schiedsgerichte
zur Schlichtung von arbeitsrechtlichen Streitigkeiten einzurichten.38

Die nur lückenhafte Regelung des zudem noch „kostspieligen“ und
„schwerfälligen“ Verfahrens soll jedoch einen durchschlagenden Erfolg
verhindert haben.39 Ebenso erging es mit der Regelung in § 108 der
Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes von 1869, welche eine
ähnliche Möglichkeit einräumte.40

Mit Verabschiedung des Gewerbegerichtsgesetzes im Jahre 189041

wurde schließlich erstmals eine einheitliche deutsche Arbeitsgerichts‐

c)

32 RT-Drucks. 3/2065 (11.03.1926), S. 19 f.
33 Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 315.
34 Leinemann in NZA 1991, 961 (962).
35 Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 6.
36 Preußische Allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845.
37 Preußische Verordnung vom 9. Februar 1849.
38 Dersch/Volkmar, ArbGG 1953, S. 1.
39 Kaskei, Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 4.
40 Linsenmaier in NZA 2004, 401 (404).
41 Gewerbegerichtsgesetz vom 29. Juli 1890, RGBl. I 1890, S. 141 ff.
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barkeit als „umfassende Sondergerichtsbarkeit“ eingerichtet. 42 Gemäß
§ 5 GewGG war die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte bei ar‐
beitsrechtlichen Streitigkeiten für den ersten Rechtszug – allerdings
nur soweit ein Gewerbegericht auch existierte – vollständig ausge‐
schlossen worden. Die fortschreitende Industrialisierung im deutschen
Reich wird als Grund für den damaligen Reformdruck genannt.43 We‐
nige Jahre zuvor war die ZPO44 in Kraft getreten. Die ordentlichen Ge‐
richte waren nach den Regelungen der ZPO, welche zuvorderst dem
Grundsatz der Parteiherrschaft dienten, nicht gerade auf ein zügiges
Verfahren ausgerichtet, sondern boten Gelegenheit für Prozessverzö‐
gerungen.45 Damit wurden sie dem Bedürfnis nach schnellen Lösun‐
gen arbeitsrechtlicher Streitigkeiten nicht gerecht.46

Die Gewerbegerichte waren durch die Gemeinden oder Gemein‐
deverbunde als kommunale Sondergerichte für die Entscheidung von
gewerblichen Streitigkeiten zwischen Arbeitern und ihren Arbeitge‐
bern sowie zwischen den Arbeitern desselben Arbeitgebers zu errich‐
ten. Die Errichtung war ab einer Einwohnerzahl von 20.000 obligato‐
risch, darunter fakultativ. 47 Nach der Absicht des Gesetzgebers sollten
die Gewerbegerichte jedoch „ohne Rücksicht auf ihre Errichtungsart
Staatsgerichte seien und staatliche Justizhoheit ausüben“.48 Neu war die
Besetzung durch einen neutralen Vorsitzenden, der, ohne die Befähi‐
gung zum Richteramt besitzen zu müssen, dennoch weder Arbeitneh‐
mer noch Arbeitgeber sein durfte (§ 11 GewGG).49 Im Übrigen war
die Richterbank paritätisch mit Vertretern der gewerblichen Arbeit‐
nehmer- und Arbeitgeberschaft besetzt (§ 12 GewGG). Zum Teil gab
es auch Fachkammern für spezielle Berufe.50 Wer als Arbeiter im Sin‐
ne dieses Gesetzes anzusehen war, ergab sich gemäß § 2 GewGG aus
der Aufzählung in §§ 105 ff. der damals geltenden GewO. Bei Betriebs‐
beamten, Werkmeistern und mit höheren technischen Dienstleistun‐

42 Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 9; Leinemann in NZA 1991, 961 (963).
43 RT-Drucks. 3/2065 (11.03.1926), S. 20; Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 6.
44 Zivilprozessordnung vom 30. Januar 1877.
45 Wenzel in JZ 1965, 697 (698).
46 Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 6.
47 Dersch/Volkmar, ArbGG 1953, S. 1 f.
48 RT-Drucks. 3/2065 (11.03.1926), S. 20.
49 Wenzel in JZ 1965, 697 (698).
50 Leinemann in NZA 1991, 961 (964).
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gen betrauten Angestellten war die Zuständigkeit jedoch nur bis zu
einem Verdienst von 2000 Mark vorgesehen. Ansonsten war die sachli‐
che Zuständigkeit in §§ 3,4 GewGG enumerativ.

Allgemein anerkannt ist ein großer Einfluss dieser Verfahrens‐
grundsätze bis in die heutige Zeit.51 Zudem genossen die Gewerbege‐
richte – auch bei den Arbeitnehmern – hohes Ansehen und ein breites
Vertrauen, welches vor allem auf die erstmals paritätische Besetzung
des Spruchkörpers52 und auf eine sachverständige, kostengünstige und
schnelle, aber dennoch gründliche Arbeit der Gerichte zurückgeführt
wird.53

Durch das Kaufmannsgerichtsgesetz54 wurde im Jahre 1904 für
Streitigkeiten aus dem Dienst- oder Lehrverhältnis zwischen Kaufleu‐
ten einerseits und ihren Handlungsgehilfen oder Handlungslehrlingen
andererseits, die Errichtung von Kaufmannsgerichten nach dem Vor‐
bild der Gewerbegerichte möglich.55

Außerhalb der Zuständigkeit von Gewerbe- und Kaufmannsge‐
richten existierten zu dieser Zeit noch weitere Sondergerichte, bei‐
spielsweise Innungsspruchbehörden und Innungsschiedsgerichte.56

Das Arbeitsgerichtsgesetz von 192657

Die Weimarer Reichsverfassung forderte in Art. 157 Abs. 2 ausdrück‐
lich die Vereinheitlichung des Arbeitsrechts. Zum diesem Zwecke soll‐
te die Arbeitsrechtsprechung angeglichen werden.58 Die Schaffung ei‐
nes lückenlosen Netzes von Arbeitsgerichten, mit umfassender Zu‐
ständigkeit für arbeitsrechtliche Streitigkeiten aller Arbeitgeber und

d)

51 Prütting in G/M/P ArbGG, Einl Rn. 9; Leinemann in NZA 1991, 961 (964); Linsen‐
maier in NZA 2004, 401 (404); Wenzel in JZ 1965, 697 (699).

52 Leinemann in NZA 1991, 961 (964).
53 Lieb/Gift, ArbGG, Einl, XIV.
54 Kaufmannsgerichtsgesetz vom 6. Juli 1904.
55 Kaskei, Die neue Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 5.
56 Dersch/Volkmar, ArbGG 1953, S. 2.
57 RGBl. I 1926, S. 507.
58 Dersch/Volkmar, ArbGG 1953, S. 2.
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